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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gewerbesteuerrechts 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 
vom 1. Dezember 1936 

§ 1 

Das Gewerbesteuergesetz vom 1. Dezember 
1936 (Reichsgesetzbl. 1 S. 979) wird wie folgt 
geändert und ergänzt: 

1. Im § 2 werden die folgenden Vorschriften 
als neue Absätze 4 und 5 angefügt: 

„(4) Vorübergehende Unter- 
brediungen im Betrieb eines Ge* 
werbes, die durch die Art des Be- 
triebs veranlaßt sind, heben die 
Steuerpflicht für die Zeit bis zur 
Wiederaufnahme des Betriebs 
nicht auf. 

(5) Der Gewerbesteuer unter- 
liegen nicht Betriebstätten, die 
sich in einem zum Inland gehören- 
den Gebiet außerhalb des Bundes- 
gebiets befinden, in dem Betrieb- 
stätten von Unternehmen mit Ge- 
schäftsleitung im Bundesgebiet wie 
selbständige Unternehmen zur 
Gewerbesteuer herangezogen wer- 
den. Im Bundesgebiet gelegene Be- 
triebstätten eines Unternehmens, 
dessen Geschäftsleitung sich außer- 
halb des Bundesgebiets in einem 
Gebiet der im Satz 1 bezeichneten 


Art befindet, werden wie selb- 
ständige Unternehmen zur Ge- 
werbesteuer herangezogen.“ 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Ziffern 1 und 2 erhalten die fol- 
gende Fassung: 

„l.die Deutsche Bundespost, die 
Deutsche Bundesbahn, das Un- 
ternehmen „Rcichsautobah- 
nen“, die Monopol Verwaltun- 
gen des Bundes und die staat- 
lichen Lotterieunternehmen; 

2. die Reichsbank, die Bank deut- 
scher Länder, die Kreditan- 
stalt für Wiederaufbau, die 
Deutsche Rentenbank, die 
Deutsche Rentenbank-Kredit- 
anstalt und die Landeszentral- 
banken;“ 

b) Der Ziffer 8 werden am Schluß die fol- 
genden Worte angefügt: 

„und die einzelne Vereinigung 
körperschaftsteuerfrei ist.“ 

c) Die folgenden Ziffern 9 und 10 wer- 
den angefügt: 

„9. rechtsfähige Pensions-, Wit- 
wen-, Waisen-, Sterbe-, Kran- 
ken-, Unterstützungskassen 
und sonstige rechtsfähige Hilfs- 
kassen für Fälle der Not oder 
Arbeitslosigkeit, wenn sie die 
für eine Befreiung von der 
Körperschaftsteuer erforder- 
lichen Voraussetzungen erfül- 
len; 
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10. Gesellschaften mit besdiränk- 
ter Haftung und Aktiengesell- 
schaften, deren Hauptzweck 
die Verwaltung des Vermö- 
gens für einen nicht reditsfähi- 
gen Berufsverband im Sinne 
des § 4 Absatz 1 Ziffer 8 des 
Körperschaftsteuergesetzes ist, 
wenn ihre Erträge im wesent- 
lichen aus dieser Vermögens- 
Verwaltung herrühren und 
ausschließlich dem Berufsver- 
band zufließen.“ 

3. § 5 Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) Geht ein Gewerbebetrieb 
im ganzen auf einen anderen Un- 
ternehmer über, so ist der bishe- 
rige Unternehmer bis zum Über- 
gang Steuerschuldner; der Betrieb 
gilt als durch den bisherigen Un- 
ternehmer eingestellt. Der neue 
Unternehmer ist Steuerschuldner 
vom Zeitpunkt des Übergangs an; 
der Betrieb gilt als durch diesen 
Unternehmer neu gegründet, wenn 
er nicht mit einem bereits beste- 
henden Gewerbebetrieb vereinigt 
wird.“ 

4. Im § 6 Absatz 2 erhält der letzte Satz die 
folgende Fassung: 

„Die Richtlinien, unter welchen 
Voraussetzungen diese Zustim- 
mung zu erteilen ist, erläßt die 
Landesregierung durch Rechts- 
verordnung.“ 

5. § 7 erhält die folgende Fassung: 

4 7 

Gewerbeertrag 

Gewerbeertrag ist der nach den 
Vorschriften des Einkommen- 
steuergesetzes oder des Körper- 
schaftsteuergesetzes zu ermit- 
telnde Gewinn aus dem Gewerbe- 
betrieb, der bei Ermittlung des 
Einkommens für den dem Erhe- 
bungszeitraum (§ 14 Absatz 2) 
entsprechenden Veranlagungszeit- 
raum zu berücksichtigen ist, ver- 
mehrt und vermindert um die in 
den §§ 8 und 9 bezeichneten Be- 
träge.“ 


6. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Ziffer 8 erhält die folgende Fassung: 

„8. die Hälfte der Miet- und 
Pachtzinsen und sonstigen Ver- 
gütungen für die Benutzung 
der nicht in Grundbesitz be- 
stehenden Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens, die im 
Eigentum eines anderen ste- 
hen.“ 

b) Die folgende Ziffer 10 wird angefügt: 

„10. bei den der Körperschaft- 
steuer unterliegenden Gewer- 
bebetrieben die Ausgaben im 
Sinn des § 11 Absatz 1 Zif- 
fer 5 des Körperschaftsteuer- 
gesetzes.“ 

7. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) An die Stelle des bisherigen Satzes 1 
der Ziffer 1 treten die beiden folgen- 
den Sätze: 

„1. drei vom Hundert des Ein- 
heitswerts des zum Betriebs- 
vermögen des Unternehmers 
gehörenden Grundbesitzes, so- 
weit er nicht zu Betriebstätten 
im Sinn des § 2 Absatz 5 Satz 
1 gehört; maßgebend ist der 
Einheitswert, der auf den 
letzten Feststellungszeitpunkt 
(Hauptfeststellungs-, Fort- 
schreibungs- oder Nachfest- 
stellungszeitpunkt) vor dem 
Ende des Erhebungszeitraums 
(§14 Absatz 2) lautet. Hat die 
Steuerpflicht nicht während 
des ganzen Erhebungszeit- 
raums (§ 14 Absatz 2) bestan- 
den, so ermäßigt sich die Kür- 
zung auf soviel Zwölftel, wie 
die Steuerpflicht volle oder 
angefangene Kalendermonate 
im Erhebungszeitraum be- 
standen hat.“ 

b) Ziffer 2 erhält die folgende Fassung: 

„2. die Anteile am Gewinn einer 
offenen Handelsgesellschaft, 
einer Kommanditgesellschaft 
oder einer anderen Gesell- 
schaft, bei der die Gesellschaf- 
ter als Unternehmer (Mit- 
unternehmer) des Gewerbe- 
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Betriebs anzusehen sind, wenn 
die Gewinnanteile bei Ermitt- 
lung des Gewinns (§ 7) ange- 
setzt worden sind.“ 

c) Die folgende Ziffer 4 wird angefügt: 

„4. die nach § 8 Ziffer 8 dem Ge- 
winn aus Gewerbebetrieb 
eines anderen hinzugerechne- 
ten Miet- und Pachtzinsen 
und sonstigen Vergütungen, 
wenn sie bei Ermittlung des 
Gewinns (§ 7) berücksichtigt 
worden sind.“ 


8. Hinter § 9 
gefügt; 


wird ^der folgende § 9 a ein- 
„§ 9 a 


Hinzurechnungen und Kürzungen 
bei abweichendem Wirtschaftsjahr 

In den Fällen des § 2 Absatz 6 
des Einkommensteuergesetzes und 
des § 5 Absatz 2 Satz 2 des Kör- 
perschaftsteuergesetzes sind zur 
Ermittlung des Gewerbeertrags 
die Hinzurechnungen nach § 8 
und die Kürzungen nach § 9 Zif- 
fer 1 Satz 3 und Ziffern 2 bis 4 
nach dem gleichen Verhältnis auf- 
zuteilen wie der Gewinn.“ 


9. § 10 erhält die folgende Fassung: 

4 10 

Maßgebender Gewerbeertrag 

Maßgebend ist der Gewerbe- 
ertrag des Erhebungszeitraums, 
für den der einheitliche Steuer- 
meßbetrag (§ 14) festgesetzt 

wird.“ 


10. Hinter § 10 wird der folgende § 10 a ein- 
gefügt; 


„§ 10 a 

Gewerbeverlust 

Der maßgebende Gewerbe- 
ertrag wird bei Gewerbetreiben- 
den, die den Gewinn nach § 4 
Absatz 1 oder nach § 5 des Ein- 
kommensteuergesetzes auf Grund 
ordnungsmäßiger Buchführung 
ermitteln, um die Fehlbeträge ge- 
kürzt, die sich bei der Ermittlung 


des maßgebenden Gewerbeertrags 
für die drei vorangegangenen Er- 
hebungszeiträume nach den Vor- 
schriften der §§ 7 bis 10 ergeben 
haben, soweit die Fehlbeträge 
nicht bei der Ermittlung des Ge- 
werbeertrags für die beiden vor- 
angegangenen Erhebungszeiträume 
berücksichtigt worden sind. Fehl- 
beträge aus Wirtschaftsjahren, die 
vor dem 21. Juni 1948 geendet 
haben, können nicht abgezogen 
werden,“ 

11. Im § 11 wird der folgende Absatz 4 an- 
gefügt; 

„(4) Hat bei den in Absatz 2 
Ziffer 1 bezeichneten Unterneh- 
men die Steuerpflicht nicht wäh- 
rend des ganzen Erhebungszeit- 
raums (§14 Absatz 2) bestanden, 
so ist der nach § 10 maßgebende 
Gewerbeertrag auf einen Jahres- 
betrag umzurechnen. Dabei sind 
Kalendermonate, in denen die 
Steuerpflicht nur während eines 
Teils bestanden hat, voll zu rech- 
nen, Auf den Jahresbetrag des 
Gewerbeertrags sind die Steuer- 
meßzahlen des Absatzes 2 Ziffer 1 
oder des Absatzes 3 anzuwenden. 
Der dabei für ein Jahr sich er- 
gebende Steuermeßbetrag ist ent- 
sprechend der Zahl der vollen 
oder angefangenen Kalender- 
monate des Zeitraums umzurech- 
nen, während dessen die Steuer- 
pflicht im Erhebungszelträum be- 
standen hat,“ 

12. Im § 12 erhalten die Absätze 2 bis 5 die 
folgende Fassung: 

„(2) Dem Einheitswert des ge- 
werblichen Betriebs werden die 
folgenden Beträge hinzugerechnet: 

1. die Verbindlichkeiten, die den 
Schuldzinsen, den Renten und 
dauernden Lasten und den Ge- 
winnanteilen im Sinn des § 8 
Ziffern 1 bis 3 entsprechen, so- 
weit sie bei der Feststellung des 
Einheitswerts abgezogen sind; 

2. die Werte (Teilwerte) der nicht 
in Grundbesitz bestehenden 
Wirtschaftsgüter, die dem Be- 
trieb dienen, aber Im Eigentum 
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eines Mitunternehmers oder 
eines Dritten stehen, soweit sie 
nicht bereits bei der Feststellung 
des Einheitswerts berücksichtigt 
worden sind. 


Steuermeßbetrag auf soviel Zwölf- 
tel, wie die Steuerpflicht volle 
oder angefangene Kalendermonate 
im Erhebungszeitraum bestanden 
hat.“ 


(3) Die Summe des Einheits- 
werts des gewerblichen Betriebs 
und der Hinzurechnungen wird 
gekürzt um: 

1. die Summe der Einheitswerte, 
mit denen die Betriebsgrund- 
stücke in dem Einheitswert des 
gewerblichen Betriebs enthalten 
sind; 

2. den Wert (Teilwert) einer zum 
Gewerbekapital gehörenden Be- 
teiligung an einer offenen Han- 
delsgesellschaft, einer Komman- 
ditgesellschaft oder einer ande- 
ren Gesellschaft, bei der die 
Gesellschafter als Unternehmer 
(Mitunternehmer) des Gewerbe- 
betriebs anzusehen sind; 

3. die nach Absatz 2 Ziffer 2 dem 
Gewerbekapital eines anderen 
hinzugerechneten Werte (Teil- 
werte), soweit sie im Einheits- 
wert des gewerblichen Betriebs 
des Eigentümers enthalten sind. 

(4) Nicht zu berücksichtigen 
sind: 

1. das Gewerbekapital von Be- 
triebstätten, die das Unterneh- 
men im Ausland unterhält; 

2. das Gewerbekapital, das auf 
Betriebstätten im Sinn des § 2 
Absatz 5 Satz 1 entfällt. 


14. § 14 Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) Der einheitliche Steuermeß- 
betrag wird für den Erhebungs- 
zeitraum nach dessen Ablauf fest- 
gesetzt. Erhebungszeitraum ist 
das Kalenderjahr. Fällt die Steuer- 
pflicht im Laufe des Erhebungs- 
zeitraums weg, so kann der ein- 
heitliche Steuermeßbetrag sofort 
festgesetzt werden,“ 

15. Im § 15 werden die Worte „dem Reichs- 
minister des Innern“ durch die Worte „der 
Landesregierung oder der von ihr be- 
stimmten Behörde“ ersetzt. 

16. § 16 erhält die folgende Fassung: 

4 16 
Hebesatz 

Die Steuer wird auf Grund des 
einheitlichen Steuermeßbetrags 
(§ 14) nach dem Hebesatz fest- 
gesetzt und erhoben, der von der 
hebeberechtigten Gemeinde (§ 4) 
für das Rechnungsjahr festgesetzt 
ist, das in dem Erhebungszeitraum 
(§ 14 Absatz 2) beginnt. Der 
Hebesatz muß unbeschadet der 
Vorschrift des § 17 für alle in der 
Gemeinde vorhandenen Unterneh- 
men der gleiche sein.“ 


(5) Maßgebend ist der Einheits- 
wert, der auf den letzten Fest- 
stellungszeitpunkt (Hauptfest- 
stellungs-, Fortschreibungs- oder 
Nachfeststellungszeitpunkt) vor 
dem Ende des Erhebungszeitraums 
lautet.“ 


13. Im § 13 wird der folgende Absatz 4 ange- 
fügt: 

„(4) Hat die Steuerpflicht nicht 
während des ganzen Erhebungs- 
zeitraums (§ 14 Absatz 2) be- 
standen, so ermäßigt sich der nach 
den Absätzen 1 und 2 berechnete 


17. Hinter § 17 wird der folgende § 17 a ein- 
gefügt: 


§ 17 a 


Mindeststeuer 


(1) Die Gemeinde, in der sich 
die Geschäftsleitung befindet, ist 
ermächtigt, mit Zustimmung der 
obersten Gemeindcaufsichtsbehörde 
eine MindeststeuerTis zu 12 Deut- 
sche Mark, bei Hausgewerbetrei- 
benden bis zu 6 Deutsche Mark 
festzusetzen und zu erheben, 
wenn nach § 16 keine oder eine 
geringere Steuer festzusetzen 
wäre. 
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(2) Ist im Laufe des Erhebungs- 
zeitraums die Geschäftsleitung 
von einer Gemeinde in eine an- 
dere Gemeinde verlegt worden, 
so ist zur Erhebung der Mindest- 
steuer nur die Gemeinde ermäch- 
tigt, in der sich im Erhebungs- 
zeitraum die Geschäftsleitung zu- 
letzt befunden hat. 

(3) Bei Wandergewerbebetrie- 
ben tritt für die Hebeberechtigung 
nach Absatz 1 oder Absatz 2 an 
die Stelle der Gemeinde, in der 
sich die Geschäftsleitung befindet, 
die Gemeinde, in der sich der Mit- 
telpunkt der gewerblichen Tätig- 
keit (§ 35 a Absatz 3) befindet. 

(4) Der Beschluß über die Er- 
hebung der Mindeststeuer oder 
die Erhöhung einer beschlossenen 
Mindeststeuer kann nur bis zum 
Ende des Erhebungszeitraums ge- 
faßt werden. Eine Herabsetzung 
der Mindeststeuer oder der Ver- 
zicht auf eine beschlossene Min- 
deststeuer kann noch bis zum Ende 
des Rechnungsjahrs, das in dem 
Erhebungszeitraum beginnt, be- 
schlossen werden.“ 

18. § 18 wird gestrichen. 

19. § 19 erhält die folgende Fassung: 

19 

V orauszahlungen 

(1) Der Steuersdiuldner hat am 
15. Februar, 15. Mai, 15. August 
und 15. November Vorauszah- 
lungen zu entriditen. 

(2) Jede Vorauszahlung beträgt 
grundsätzlich ein Viertel der 
Steuer, die sich bei der letzten 
Veranlagung ergeben hat. 

(3) Die Gemeinde kann die Vor- 
auszahlungen der Steuer anpassen, 
die sich für den laufenden Er- 
hebungszeitraum (§14 Absatz 2) 
vorausslditlich ergeben wird. Hat 
das Finanzamt wegen einer vor- 
aussiditlidien Änderung des Ge- 
winns aus Gewerbebetrieb die 
Vorauszahlungen auf die Ein- 
kommensteuer oder Körper- 


schaftsteuer der für den laufen- 
den Veranla<^ungszeitraum vor- 
aussichtlich zu erwartenden Steuer 
angepaßt,* so hat es gleichzeitig 
für Zwecke der Gewerbesteuer- 
Vorauszahlungen den einheit- 
lichen Steuermeßbetrag festzu- 
setzen, der sich voraussichtlich für 
den laufenden Erhebungszeitraum 
ergeben wird. An diese Fest- 
setzung sind die Gemeinden bei 
der Anpassung der Vorauszahlun- 
gen nach Satz 1 gebunden. 

(4) Wird im Laufe des Er- 
hebungszeitraums ein Gewerbe- 
betrieb neu gegründet oder tritt 
ein bereits bestehender Gewerbe- 
betrieb infolge Wegfalls des Be- 
freiungsgrundes in die Steuer- 
pflicht ein, so gilt für die erst- 
malige Festsetzung der Voraus- 
zahlungen Absatz 3 entsprechend. 

(5) Die einzelne Vorauszahlung 
ist auf den nädisten vollen Betrag 
in Deutscher Mark nach unten ab- 
zurunden. Sie wird nur festge- 
setzt, wenn sie mindestens 3 
Deutsche Mark beträgt.“ 

20. § 20 erhält die folgende Fassung: 

4 20 

Abrechnung über die Voraus- 
zahlungen 

(1) Die für einen Erhebungs- 
zeitraum (§ 14 Absatz 2) ent- 
richteten Vorauszahlungen wer- 
den auf die Steuerschuld für die- 
sen Erhebungszeitraum angerech- 
net. 

(2) Ist die Steuerschuld größer 
als die Summe der anzurechnen- 
den Vorauszahlungen, so ist der 
Unterschiedsbetrag innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe 
des Steuerbescheids zu entrichten 
(Abschlußzahlung). 

(3) Ist die Steuerschuld kleiner 
als die Summe der anzurechnen- 
den Vorauszahlungen, so wird 
der Unterschiedsbetrag nach Be- 
kanntgabe des Steuerbescheids 
durch Aufrechnung oder Zurück- 
zahlung ausgeglichen.“ 
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21. §§ 21 und 22 werden gestrichen. 

22. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird der folgende Satz 
2 an gefügt: 

„Die Gemeinden können in ein- 
zelnen Fällen oder allgemein die 
Lohnsumme eines jeden Kalen- 
dervierteljahrs als Besteuerungs- 
grundlage bestimmen.“ 

b) Im Absatz 2 werden „24 000 Deutsdie 
Mark“ durch „12 000 Deutsche Mark“ 
und „7 200 Deutsche Mark“ durdi 
„3 600 Deutsche Mark“ ersetzt. 

23. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 

„(2) Vergütungen sind vorbe- 
haltlich der Absätze 3 bis 5 die 
Arbeitslöhne im Sinn des § 19 
Absatz 1 Ziffer 1 des Einkom- 
mensteuergesetzes, soweit sie nicht 
durch andere Rechtsvorsdiriften 
von der Lohnsteuer befreit sind.“ 

b) Absatz 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Zur Lohnsumme gehören 
nicht Beträge, die nach § 8 Zif- 
fern 3 bis 6 für die Ermittlung 
des Gewerbeertrags dem Gewinn 
hinzuzurechnen sind.“ 

24. § 26 erhält die folgende Fassung: 

4 26 
Fälligkeit 

Die Lohnsummensteuer für einen 
Kalendermonat ist spätestens am 
15. des darauf folgenden Kalen- 
dermonats zu entrichten. Hat die 
Gemeinde von der Befugnis des 
§ 23 Absatz 1 Satz 2 Gebrauch 
gemacht, so ist die Lohnsummen- 
steuer für das abgelaufene Kalen- 
dervierteljahr spätestens am 15. 
Tag nach Ablauf des Kalender- 
vierteljahrs zu entrichten. Bis zu 
dem im Satz 1 oder im Satz 2 be- 
zeichneten Zeitpunkt ist der Ge- 
meindebehörde eine Erklärung 
über die Beredinung der Lohn- 
summensteuer abzugeben. Diese 


Erklärung ist eine Steuererklä- 
rung im Sinn der Reichsabgaben- 
ordnung.“ 

25. § 27 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält die folgende Fassung: 

„(1) Der Steuermeßbetrag nach 
der Lohnsumme wird nur auf 
Antrag des Steuerschuldners oder 
einer beteiligten Gemeinde und 
nur dann festgesetzt, wenn ein 
berechtigtes Interesse an der Fest- 
setzung dargetan wird. Der 
Steuermeßbetrag Ist jeweils fest- 
zusetzen: 

1. für ein Rechnungsjahr, wenn 
der Antrag nach Ablauf des 
Rechnungsjahrs gestellt wird; 

2. für die vor der Antragstellung 
vollendeten Kalendermonate 
oder Kalendervierteljahre, 
wenn der Antrag vor Ablauf 
des Rechnungsjahrs gestellt 
wird. 

Dabei ist die Lohnsumme zu- 
grunde zu legen, die der Unter- 
nehmer in dem Festsetzungszeit- 
raum gezahlt hat.“ 

b) Dem Absatz 2 wird der folgende Satz 
2 angefügt: 

„Der Steuermeßbetrag nach der 
Lohnsumme ist auf Antrag der 
Gemeinde auch nach Ablauf dieser 
Frist festzusetzen, wenn festge- 
stellt wird, daß der Steuerschuld- 
ner die Erklärungen über die Be- 
rechnungsgrundlagen (§ 26) vor- 
sätzlich oder fahrlässig nicht oder 
nicht richtig bei der zuständigen 
Gemeinde abgegeben hat.“ 

26. § 28 erhält die folgende Fassung: 

4 28 

Allgemeines 

Sind im Erhebungszeitraum Be- 
triebstätten zur Ausübung des 
Gewerbes in mehreren Gemein- 
den unterhalten worden, so Ist 
der einheitliche Steuermeßbetrag 
in die auf die einzelnen Gemein- 
den entfallenden Anteile (Zer- 
legungsanteile) zu zerlegen. Das 
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b) Hinter Ziffer 2 wird die folgende Zif- 
fer 3 eingefügt: 


gilt auch In den Fällen, in denen 
eine Betriebstätte sich über 
mehrere Gemeinden erstreckt hat 
oder eine Betriebstätte Innerhalb 
eines Erhebungszeltraums von 
einer Gemeinde in eine andere 
Gemeinde verlegt worden ist. Be- 
triebstätten, die nach § 2 Absatz 
5 Satz 1 nicht der Gewerbesteuer 
unterliegen, sind nicht zu berück- 
sichtigen.“ 


27. Im § 29 erhalten die Absätze 1 und 2 die 
folgende Fassung: 

„(1) Zerlegungsmaßstab ist: 

1. bei Versicherungs-, Bank- und 
Kreditunternehmen : 

das Verhältnis, in dem die 
Summe der in allen Betrieb- 
stätten (§ 28) erzielten Be- 
triebseinnahmen zu den in den 
Betriebstätten der einzelnen 
Gemeinden erzielten Betriebs- 
einnahmen steht; 

2. in den übrigen Fällen vorbe- 
haltlich der Ziffer 3: 

das Verhältnis, in dem die 
Summe der Arbeitslöhne, die 
an die bei allen Betriebstätten 
(§ 28) beschäftigten Arbeit- 
nehmer gezahlt worden sind, 
zu den Arbeitslöhnen steht, 
die an die bei den Betrieb- 
stätten der einzelnen Gemein- 
den beschäftigten Arbeitneh- 
mer gezahlt worden sind; 

3. bei Wareneinzelhandelsunter- 
nehmen: 

zur Hälfte das in Ziffer 1 und 
zur Hälfte das in Ziffer 2 be- 
zeidinete Verhältnis. 

(2) Bei der Zerlegung nach Ab- 
satz 1 sind die Betriebseinnahmen 
oder Arbeitslöhne anzusetzen, die 
in den Betriebstätten der be- 
teiligten Gemeinden (§ 28) wäh- 
rend des Erhebungszeitraums (§ 
14 Absatz 2) erzielt oder gezahlt 
worden sind.“ 

28. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) In Ziffer 2 werden „6 000 Deutsche 
Mark“ durch „10 000 Deutsche Mark“ 
ersetzt. 


„3. Bei Unternehmen der in § 2 
Absatz 2 Ziffer 2 und Absatz 
3 bezelchneten Art insgesamt 
10 000 Deutsche Mark jähr- 
lich für die Arbeit der im Be- 
trieb tätigen, am Unterneh- 
men wesentlich Beteiligten 
und Ihrer Ehegatten.“ 

c) Die bisherige Ziffer 3 wird Ziffer 4. 

29. § 32 wird gestrichen. 

30. In § 33 werden die Worte „nach §§ 28 bis 
32“ durch die Worte „nach §§ 28 bis 31“ 
ersetzt. 

31. § 34 erhält die folgende Fassung: 

„§ 34 

Kleinbeträge 

(1) Übersteigt der einheitliche 
Steuermeßbetrag nicht den Be- 
trag von 10 Deutsche Mark, so Ist 
er in voller Höhe der Gemeinde 
zuzuweisen, in der sich die Ge- 
schäftsleitung befindet. Befindet 
sich die Geschäftsleitung im Aus- 
land oder in einem der im § 2 
Absatz 5 Satz 1 bezelchneten Ge- 
biete, so ist der Steuermeßbetrag 
der Gemeinde zuzuweisen, in der 
sich die wirtschaftlich bedeutendste 
der zu berücksichtigenden Be- 
triebstätten befindet. 

(2) Übersteigt der einheitliche 
Steuermeßbetrag zwar den Betrag 
von 10 Deutsche Mark, würde 
aber nach den Zerlegungsvor- 
schriften einer Gemeinde ein Zer- 
legungsanteil von nicht mehr als 
10 Deutsche Mark zuzuweisen 
sein, so ist dieser Anteil der Ge- 
meinde zuzuweisen. In der sich 
die Geschäftsleitung befindet. Ab- 
satz 1 Satz 2 ist entsprechend an- 
zuwenden.“ 

32. Hinter § 35 wird der folgende Abschnitt 
IVa eingefügt: 
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„Abschnitt IVa 

Gewerbesteuer der Wanderge- 
werbebetriebe 

§ 35 a 

(1) Die Wandergewerbebe- 
triebe unterliegen, soweit sie im 
Inland — mit Ausnahme der im 
§ 2 Absatz 5 Satz 1 bezeichneten 
Gebiete — betrieben werden, der 
Gewerbesteuer nach dem Gewer- 
beertrag und dem Gewerbeka- 
pital. 

(2) Wandergewerbebetrieb im 
Sinne dieses Gesetzes ist ein Ge- 
werbebetrieb im Sinn des Ein- 
kommensteuergesetzes, zu dessen 
Ausübung es nach den Vorschrif- 
ten der Gewerbeordnung und den 
Ausführungsbestimmungen dazu 
eines Wandergewerbescheins be- 
darf. Wird im Rahmen eines ein- 
heitlichen Gewerbebetriebs so- 
wohl ein stehendes Gewerbe als 
auch ein Wandergewerbe betrie- 
ben, so ist der Betrieb in vollem 
Umfang als stehendes Gewerbe 
zu behandeln. 

(3) Hebeberechtigt ist die Ge- 
meinde, in der sidh der Mittel- 
punkt der gewerblichen Tätigkeit 
befindet. 

(4) Ist im Laufe des Erhebungs- 
zeitraums der Mittelpunkt der 
gewerblichen Tätigkeit von einer 
Gemeinde In eine andere Ge- 
meinde verlegt worden, so hat das 
Finanzamt den einheitlichen 
Steuermeßbetrag nach den zeit- 
lichen Anteilen (Kalendermona- 
ten) auf die beteiligten Gemein- 
den zu zerlegen.“ 

33. Hinter § 35a wird der folgende Absdinitt 
IVb eingefügt: 

„Absdinitt IV b 

Änderung des Gewerbesteuermeß- 
bescheids von Amts wegen 

§ 35 b 

(1) Der Gewerbesteuermeßbe- 
scheld ist von Amts wegen durch 
einen neuen Besdieid zu ersetzen. 


wenn der Einkommensteuerbe- 
scheid, der Körperschaftsteuerbe- 
scheid oder der Gewinnfeststel- 
lungsbescheid geändert wird und 
die Änderung die Höhe des Ge- 
winns aus Gewerbebetrieb be- 
rührt. Die Änderung des Ge- 
winns aus Gewerbebetrieb ist In 
dem neuen Gewerbesteuermeß- 
bescheid Insoweit zu berücksich- 
tigen, als sie die Höhe des Ge- 
werbeertrags beeinflußt. 

(2) Die Vorschriften des Ab- 
satzes 1 gelten auch für den Fall, 
daß der Gewerbesteuermeßbe- 
scheid, der von Amts wegen durch 
einen neuen Besdieid zu ersetzen 
Ist, bereits unanfechtbar gewor- 
den Ist. Der Erlaß des neuen Ge- 
werbesteuermeßbescheids kann 
zurückgestellt werden, bis die 
Änderung des Einkommensteuer- 
bescheids, Körperschaftsteuerbe- 
scheids oder Gewinnfeststellungs- 
bescheids unanfechtbar geworden 
ist.“ 

34. Hinter § 35 b wird der folgende Ab- 
schnitt IV c eingefügt: 

„Abschnitt IV c 
Durdiführung 

§ 35 c 

Ermächtigung 

Die Bundesregierung wird er- 
mächtigt, mit Zustimmung des 
Bundesrates 

1. zur Durchführung des Gewer- 
besteuergesetzes Rechtsver- 
ordnungen zu erlassen, soweit 
dies zur Wahrung der Gleich- 
mäßigkeit bei der Besteuerung 
und zur Vermeidung von Un- 
billigkeiten In Härtefällen er- 
forderlich Ist, und zwar 

a) über die Abgrenzung der 

Steuerpflicht, 

b) über die Ermittlung des Ge- 
werbeertrags und des Gewer- 
bekapitals, 

c) über die Festsetzung der 

Steuermeßbeträge, 


9 



d) über die Zerlegung des ein- 
heltllchen Steuermeßbetrags 
und die Zerlegung bei der 
Lohnsummensteuer; 

2. die Dritte Verordnung zur 
Durchführung des Gewerbe“* 
Steuergesetzes vom 31. Januar 
1940 (Reichsgesetzbl. I S. 284) 
den Vorschriften dieses Ge- 
setzes, anzupassen; 

3. Vorschriften durch Rechtsver- 
ordnung zu erlassen 

a) über die Hinzurechnung oder 
Kürzung von Beträgen bei Er- 
mittlung 4^s Gewerbeertrags, 
die bei Ermittlung des Ge- 
winns nach den Vorschriften 
für die Einkommensteuer oder 
Körperschaftsteuer zu berück- 
sichtigen oder nicht zu be- 
rücksichtigen sind, 

b) über die Bemessung, Entrich- 
tung und Anrechnung der zu 
leistenden Vorauszahlungen. 

§ 35 d 
Neufassung 

Der Bundesminister der Finan- 
zen wird ermächtigt, im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister 
des Innern den Wortlaut des Ge- 
werbesteuergesetzes und der dazu 
erlassenen Durchführungsverord- 
nungen ln der jeweils geltenden 
Fassung mit neuem Datum, unter 
neuer Überschrift und In neuer 
Paragraphenfolge bekannt zu 
machen und dabei Unstimmig- 
keiten des Wortlauts zu beseiti- 
gen.“ 

Artikel II 

Abrechnung der Vorauszahlungen für Er- 
he'bungszelträume, die vor dem 21. Juni 1948 
geendet haben 

§ 2 

Vorauszahlungen, die für Erhebungszelt- 
räume entrichtet worden sind, die vor dem 
21. Juni 1948 geendet haben, sind auf die 
Steuerschuld für diese Erhebungszeiträume 
anzurechnen ohne Rücksicht darauf, an wel- 
ches Finanzamt oder an welche Gemeinde sie 
geleistet worden sind. 


§ 3 

(1) Ist eine Aufteilung der Vorauszahlungen 
für Erhebungszeiträume, die vor dem 21. 
Juni 1948 geendet haben, nach den Zer- 
iegungsanteilen auf die beteiligten Gemeinden 
vor dem 21. Juni 1948 nicht erfolgt, so findet 
sie nachträglich nicht mehr statt. 

(2) Nachzahlungen von Gewerbesteuer für 
die Zeit vom 1. April 1943 bis zum 31. De- 
zember 1945 sind, soweit keine Zerlegung 
stattgefunden hat, nicht mehr nach dem Ver- 
hältnis der Gewerbesteuergrundzahlen auf 
die Gemeinden zu verteilen, sondern an die 
Gemeinde zu entrichten, in deren Bereich sich 
die Leitung des Unternehmens befindet. Von 
dieser Gemeinde sind auch die Erstattungen 
für den gleichen Zeitraum zu leisten. 

(3) Soweit eine Abrechnung der Vorauszah- 
lungen, die für nach dem 31. Dezember 1945 
begonnene und vor dem 21. Juni 1948 ge- 
endete Erhebungszelträume geleistet sind, 
nicht erfolgt ist, hat das Finanzamt, in dessen 
Bezirk sich die Leitung des Unternehmens be- 
findet, die Gewerbesteuer für sämtliche Be- 
tnebstättengemeinden unter Anwendung des 
bisherigen Hebesatzes nach § 3 der Ver- 
ordnung über die Erhe'bung der Gewerbe- 
steuer in vereinfachter Form (GewStVV) vom 
31. März 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 237) zu er- 
rechnen. Die nach Anrechnung der Voraus- 
zahlungen sich ergebenden Unterschiedsbe- 
träge sind durch das Finanzamt im Verhält- 
nis der für die einzelnen Erhebungszeiträume 
festgesetzten Anteile der Gemeinden an dem 
einheitlichen Gewefbesteuermeßbetrag zu zer- 
legen. Ist die Steuerschuld größer als die Sum- 
me der Vorauszahlungen, so ist der Unter- 
schiedsbetrag (Abschlußzahlung) von dem 
Steuerpflichtigen im Verhältnis der Zer- 
legungsanteile an die beteiligten Gemeinden 
zu entrichten. Ist die Steuerschuld kleiner als 
die Summe der anzurechnenden Vorauszah- 
lungen, so Ist der Unterschiedsbetrag Im Ver- 
hältnis der Zerlegungsanteile von den be- 
teiligten Gemeinden des Landes, In dessen Be- 
reich sich die Leitung des Unternehmens be- 
findet, durch Aufrechnung oder Zurückzah- 
lung an den Steuerpflichtigen auszugleichen. 

(4) Landesrechtliche Regelungen, nach 
denen der Ausgleich der Überzahlungen für 
Erhebungszeiträume, die vor dem 21. Juni 
1948 geendet haben, durch das Land erfolgt 
und Abschlußzahlungen für die gleichen Zeit- 
räume an das Land zu entrichten sind, blei- 
ben unberührt. 
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Artikel III 

Aufhebung der Gewerbesteuer-Verein- 
fadiungsverordnungen 

§ 4 

Die Verordnung zur Vereinfachung der 
Gewerbebesteuerung vom 19. März 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 150), die Verordnung 
über die Erhebung der Gewerbesteuer in ver- 
einfachter Form (GewStVV) vom 31. März 
1943 (Reichsgesetzbl. I S. 237) und die Zweite 
Verordnung über die Erhebung der Gewer- 
besteuer in vereinfachter Form (Zweite 
GewStVV) vom 16, November 1943 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 684) sind nicht mehr anzuwen- 
den. 

§ 5 

(1) Die Festsetzung und Erhebung der Ge- 
werbesteuer nach dem Gewerbeertrag und 
dem Gewerbekapital auf Grund des Gewerbe- 
steuergesetz.es vom 1.. Dezember 1936 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 979) und dieses Gesetzes oblie- 
gen vom 1. Januar 1951 ab den Gemeinden. 
Landesrechtliche Regelungen, nach denen die 
bezeichneten Aufgaben zu einem früheren 
Zeitpunkt auf die Gemeinden übertragen sind, 
bleiben unberührt. 

(2) Die Länder können die Festsetzung und 
Erhebung der Gewerbesteuer einschließlich 
der Vorauszahlungen auch nach dem 31. De- 
zember 1950 den Finanzämtern belassen oder 
übertragen. 

A r 1 1 k e 1 IV 

Änderung des Einführungsgesetzes zu den 
Realsteuergesetzen vom 1. Dezember 1936 

§ 6 

Abschnitt I des Einführungsgesetzes zu 'den 
Realsteuergesetzen vom 1. Dezember 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 961) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 2 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
a) Satz 3 erhält die folgende Fassung: 

„Die Änderung des Hebesatzes 
für die Grundsteuer wirkt auf den 
Beginn des Rechnungsjahrs zu- 
rück; die Änderung des Hebe- 
satzes für die Gewerbesteuer nach 
dem Gewerbeertrag und dem Ge- 
werbekapital wirkt auf den Be- 
ginn des Kalenderjahrs (Erhe- 
bungszeitraums) zurück, in dem 
das Rechnungsjahr beginnt.“ 


b) Der folgende Satz wird als letzter 
Satz angefügt: 

„Hat die Gemeinde von der Be- 
fugnis des § 23 Absatz 1 Satz 2 
des Gewerbesteuergesetzes Ge- 
brauch gemacht, so gilt die Än- 
derung des Hebesatzes für die 
Lohnsummensteuer erstmals für 
die Lohnsumme, die in dem 
Kalendervierteljahr bezahlt wird, 
das nach dem Erlaß der Nach- 
tragshaushaltssatzung beginnt.“ 

2. Im § 6 werden ersetzt: 

a) die Worte „Der Reichsminister des 
Innern erläßt im Einvernehmen mit 
dem Reichsminister der Finanzen“ 
durch die Worte „Die Landesregie- 
rung erläßt durch Rechtsverordnung“; 

b) die Worte „die Grundsteuer, die Ge- 
werbesteuer und die Bürgersteuer“ 
durch die Worte „die Grundsteuer und 
die Gewerbesteuer“. 

A r t i k e 1 V - 

Änderung der Relchsabgabenordnung 
§ 7 

§ 237 der Reichsabgabenordnung in der 
Fassung vom 22. Mai 1931 (Reichsgesetzbl. I 
S. 161) erhält die folgende Fassung: 

237 

Gegen andere als die in den 
§§ 228 und 236 bezeichneten Ver- 
fügungen von Finanzbehörden, 
gegen Steuerbescheide, die sich 
auf die Anforderung von Steuer- 
vorauszahlungen beschränken, und 
gegen Steuermeßbescheide, die aus 
schließlich für Zwecke der Gewer- 
besteuer-Vorauszahlungen erteil 
werden, ist lediglich die Be- 
schwerde (§ 303) gegeben.“ 

Artikel VI 

Übergangs- und Schlußvorschriften 
§ 8 

(1) Die Vorschriften des § 1 Ziffern 1 bis 
3 (Änderungen der §§ 2, 3 und 5 des Gewer- 
besteuergesetzes) gelten vorbehaltlich der be- 
sonderen Regelung im Satz 2 erstmals für den 
Erhebungszeitraum 1950. Die Vorschrift des 
§ 1 Ziffer 2 Buchstabe a gilt: 
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a) soweit es sich um die Befreiung der Bank 
deutscher Länder und der Kreditanstalt 
für Wiederaufbau handelt, auch für den 
Erhebungszeltraum vom 21. Juni bis 31. 
Dezember 1948 und den Erhebungszeit- 
raum 1949, 

b) soweit es sich um die Befreiung der Lan- 
deszentralbanken handelt, auch für den 
Erhebungszeitraum vom 21. Juni bis 31. 
Dezember 1948 und den Erhebungszeit- 
raum 1949 mit der Einschränkung, daß 
die Landeszentralbanken von der Gewer- 
besteuer befreit sind, soweit sie Aufgaben 
staatswirtschaftlicher Art erfüllen. Diese 
Einschränkung gilt auch für den Er- 
hebungszeltraum 1950. 

(2) Die Vorschriften des § 1 über die Ge- 
werbesteuer nach dem Gewerbeertrag und 
dem Gewerbekapital gelten vorbehaltlich der 
besonderen Regelung im Satz 2 erstmals für 
den Erhebungszeitraum 1950. Die folgenden 
Vorschriften des § 1 gelten erstmals für den 
Erhebungszeitraum 1951: 

1. Ziffer 6 Buchstabe a, 

2. Ziffer 7 Buchstabe c, 

3. Ziffer 12, soweit es sich um die Änderung 
der Ziffer 2 des § 12 Absatz 2 und die 
Einfügung der neuen Ziffer 3 des § 12 
Absatz 3 des Gewerbesteuergesetzes han- 
delt, 

4. Ziffer 17. 

(3) Die Vorschriften des § 1 über die Lohn- 
summensteuer gelten erstmals für das Rech- 
nungsjahr 1951/52. Soweit durch Landesrecht 
bereits für die Zeit vor dem 1. April 1951 der 
§ 23 Absatz 2 des Gewerbesteuergesetzes ge- 
ändert worden ist, verbleibt es dabei bis zum 
31. März 1951. 

(4) § 6 der Verordnung über die Erhebung 
der Gewerbesteuer in vereinfachter Form 
vom 31. März 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 237) 
ist erstmals für den Erhebungszeitraum 1950 
nicht mehr anzuwenden. Im übrigen sind die 
Vorschriften der im § 4 dieses Gesetzes be- 
zeichneten Verordnungen von den Zeitpunk- 


ten ab nicht mehr anzuwenden, von denen ab 
ihre Anwendung mit diesem Gesetz in Wider- 
spruch steht. Soweit sie nach Landesrecht be- 
reits von früheren Zeitpunkten ab nicht mehr 
anzuwenden sind, verbleibt es dabei bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

(5) Landesrechtliche Vorschriften sind von 
den Zeitpunkten ab nicht mehr anzuwenden, 
von denen ab die Vorschriften dieses Gesetzes 
gelten. Abweichend von diesem Grundsatz 
treten außer Kraft: 

1. mit Ablauf des sechsten Kalendermonats, 
der auf die Verkündung dieses Gesetzes 
folgt; 

a) im Land Hessen das Gesetz über die 
Erhebung der Lohnsummensteuer 
durch die hessischen Gemeinden vom 
13. Juli 1948 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für das Land Hessen S. 89) 
in der Fassung des Änderungsgesetzes 

^ vom 29. Januar 1949 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für das Land Hessen 

S. 10), 

b) im Land Rheinland-Pfalz das Gesetz 
über die Erhebung der Lohnsummen- 
steuer durch die Gemeinden von 
Rheinlandl-Pfalz vom 30. Dezember 

1948 (Gesetz- und Verordnungsblatt 
der Landesregierung Rheinland-Pfalz 

1949 Teil I S. 3) in der Fassung des 
ersten und zweiten Änderungsgesetzes 
vom 25. August 1949 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt der Landesregierung 
Rheinland-Pfalz Teil I S. 349 und 
350); 

2. vom 1. Januar 1948 ab im Land Würt- 
temberg-Hohenzollern die Rechtsanordnung 
über Änderungen auf dem Gebiet der Gewer- 
besteuer vom 21. Dezember 1945 (Amtsblatt 
des Staatssekretariats für das französisch be- 
setzte Gebiet Württembergs und Hohenzol- 
lerns 1946 S. 1). 

§ 9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung , 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gewerbcsteuerredits 


I. Im Allgemeinen 


Im Zuge der Realsteuerreform des Jahres 
1936 wurden das Einführungsgesetz zu den 
Realsteuergesetzen vom 1. Dezember 1936 
(Reichsgesetzbl. I S. 961) und das Gewerbe- 
steuergesetz vom 1. Dezember 1936 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 979) erlassen. Die Durchführung 
des Gewerbesteuergesetzes ist durch die 
Dritte Verordnung zur Durchführung des Ge- 
werbesteuergesetzes vom 31. Januar 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 284) geregelt. 

Das Einführungsgesetz zu den Realsteuer- 
gesetzen (EinfG RealStG) verpflichtete die 
Gemeinden, die Gewerbesteuer nur nach dem 
Gewerbesteuergesetz vom 1. Dezember 1936 
zu erheben. Es enthält u. a. Vorschriften über 
die Hebesätze. 

Das Gewerbesteuergesetz (GewStG) enthält 
die materiell-rechtlichen Vorschriften über 
die Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag 
und dem Gewerbekapital und über die 
Lohnsummensteuer. Es regelt auch das Ver- 
fahren, soweit das nicht bereits durch die 
Reichsabgabenordnung geschehen ist. Die 
Festsetzung des einheitlichen Steuermeß- 
betrags, der sich aus dem Steuermeßbetrag 
für den Gewerbeertrag und aus dem Steuer- 
meßbetrag für das Gewerbekapital zusammen- 
setzt, und dessen Zerlegung auf die steuer- 
berechtigten Gemeinden obliegt danach den 
Finanzämtern; für die Festsetzung und Er- 
hebung der Gewerbesteuer nach dem Ge- 
werbeertrag und dem Gewerbekapital sind 
die Gemeinden zuständig. Auf dem Gebiet 
der Lohnsummensiteuer werden die Finanz- 
ämter nur in Ausnahme fällen tätig. 

Die Verordnung über die Erhebung der Ge- 
werbesteuer in vereinfachter Form (GewSt- 
VV) vom 31. März 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 237) führte unter anderen Vereinfachungs- 
maßnahmen die Umstellung des Erhebungs- 
zeitraums für die Gewerbesteuer nach dem 
Gewerbeertrag und dem Gewerbekapital vom 
Rechnungsjahr (1. April bis 81. März) auf das 
Kalenderjahr ein, das- auch Bemessungszeit- 
i'aum ist. Die Festsetzung, Erhebung und 
Verteilung dieser Steuer wurde auf die 
Finanzämter übertragen. Das Gesetz über die 


Besteuerung des Wandergewerbes vom 
10. Dezember 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 1348) 
wurde gleichzeitig außer Kraft gesetzt; die 
Wandergewerbebetriebe wurden der Ge- 
werbesteuer nach dem Gewerbeertrag und 
dem Gewerbekapital unterworfen. Die Bemes- 
sungsgrundlage für die Lohnsiummensteuer 
wurde vom Kalendermonat auf das Kalender- 
vierteljahr umgestellt. Die Zweite Verord- 
nung Über die Erhebung der Gewerbesteuer 
in vereinfachter Form (Zweite GewStVV) 
vom 16. November 1943 (Reichsgesetzbl. I 
S. 684) brachte einige weitere Vereinfachun- 
gen, insbesondere für die Hinzurechnungen 
und Kürzungen beim Gewerbeertrag und 
Gewerbekapita] und für die steuerliche Be- 
handlung des Unternehmerwechsels. 

Die bezeichneten Gewerbesteuer - V erein- 
fachungs Verordnungen sollten nach ihren 
Schlußvorschriften mit Ablauf des zweiten 
Kalenderjahrs nach Beendigung des Krieges 
außer Kraft treten. Sie sind inzwischen durch 
Landesrecht und durch das Gesetz über die 
Gewerbesteuer für die Zeit vom 21. Juni bis 
31. Dezember 1948 und für das Kalenderjahr 
1949 vom 14. Juli 1950 (BGBl. S. 324) zum 
Teil aufgehoben und zum Teil geändert wor- 
den; insbesondere ist die Festsetzung und Er- 
hebung der Gewerbesteuer in den meisten 
Ländern wieder den Gemeinden übertragen 
worden. 

Durch die Maßnahmen der einzelnen Länder, 
wozu diese bis zum Zusammentritt des Bun- 
destags für die Bundesrepublik Deutschland 
befugt waren, ist die Einheitlichkeit des Ge- 
werbesteuerrechts beeinträchtigt worden. Es 
ist erforderlich, auf dem Gebiet der Gewerbe- 
steuer wieder einen einheitlichen Rechtszu- 
stand herzustellen. In diesem Zusammenhang 
ergibt sich die Notwendigkeit, unter Über- 
nahme einiger Vorschriften der Gewerbe- 
steuer-Vereinfachungsverordnungen in das 
Gewerbesteuergesetz selbst diese Verordnun- 
gen aufzuheben und auch Vorschriften des 
Gewerbesteuergesetzes, des Einführungs- 
gesetzes zu den Realsteuergesetzen und der 
Reichsabgabenordnung zu ändern. Es hat sich 
insbesondere als zweckmäßig herausgestellt, 
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die durch die GewStVV bereits eingeführte 
Gegenwartsbesteuerung (Übereinstimmung 
des Bemessungszeitraums mit dem Er- 
hebungszeitraum) beizubehalten und eine 
Mindeststeuer einzuführen. 


II. Im einzelnen 
Zu Artikel I (§1) 

Artikel I enthält die Änderungen des Ge- 
vverbesteuergesetzes vom 1. Dezember 1936. 

Zu Ziffer 1 

Die als neuer Absatz 4 in den § 2 GewStG 
aufzunehmende Vorschrift entspricht der Vor- 
schrift des bisherigen letzten Satzes im Ab- 
satz 2 des § 22 GewStG, der gestrichen wer- 
den soll. 

Der neue Absatz 5 des § 2 GewStG soll die 
Vorschriften des Gewerbesteuergesetzes über 
den Steuergegenstand an die neuen Vor- 
schriften des Einkommensteuergesetzes und 
des Körperschaftsteuergesetzes über die 
Steuerpflicht anpassen. Vgl. § 1 Absatz 3 und 
§ 2 Absatz 2 Satz 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes und § 2 Absatz 2 des Körperschaft- 
steuergesetzes in der Fassung des Gesetzes 
zur Änderung des Einkommensteuergesetzes 
und des Körperschaftsteuergesetzes vom 
29. April 1950 (BGBl. S. 95). 

Zu Ziffer 2 

Die Ziffern 1 und 2 des § 3 GewStG passen 
diese Befreiungsvorschriften dem derzeitigen 
Rechtszustand an. 

Der Zusatz zur Ziffer 8 des § 3 GewStG stellt 
klar, daß' die Voraussetzungen für die Steuer- 
befreiung die gleichen sind wie bei der Kör- 
perschaftsteuer (vgl. § 33 der Verordnung zur 
Durchführung des Körperschaftsteuergesetzes 
vom 4. Juli 1949 in der Fassung der Ände- 
rungsverordnung vom 19. Juli 1950 — BGBl. 
S. 329). 

Die neue Ziffer 9 des § 3 GewStG ist aus § 12 
der Dritten GewStDV übernommen und dem 
§ 4 Absatz 1 Ziffer 7 des Körperschaftsteuer- 
gesetzes angeglichen worden. 

Die neue Ziffer 10 des § 3 GewStG entspricht 
dem § 4 Absatz 1 Ziffer 9 des Körperschaft- 
steuergesetzes. 


Zu Ziffer 3 

Die in dieser Vorschrift vorgesehene Ände- 
rung des Absatzes 2 des § 5 GewStG ent- 
spricht der bisherigen Vorschrift des § 1 der 
Zweiten GewStVV. 

Zu Ziffer 4 

Die ÄndeTung des § 6 Absatz 2 GewStG be- 
rücksichtigt die neuen staatsrechtlichen Ver- 
hältnisse. 

Zu Ziffer 5 

Der Gesetzentwurf hält an der bisherigen 
Begriffsbestimmung des Gewerbeertrags fest. 
Die Neufassung des § 7 GewStG berücksich- 
tigt die Vorschriften des § 2 Absatz 6 des Ein- 
kommensteuergesetzes und des § 5 Absatz 2 
Satz 2 des Körperschaftsteuergesetzes über 
die Aufteilung des Gewinns eines vom Ka- 
lender jaihr abweichenden Wirtschaftsjahrs, 
Danach soll „Gewerbeertrag‘‘ der nach den 
Vorschriften des Einkommensteuergesetzes 
oder des Körperschafts teuer gesetzes zu er- 
mittelnde Gewinn aus dem Gewerbebetrieb 
sein, der „bei der Ermittlung des Einkom- 
mens für den dem Erhebungszeitraum ent- 
sprechenden Veranlagungszeitraum zu be- 
rücksichtigen“ ist, vermehrt und vermindert 
um die in den §§ 8 und 9 GewStG bezeich- 
neten Beträge. Demgemäß wird der Gewinn 
des Wirtschaftsjahrs 1949/50 nach dem Ver- 
hältnis der zeitlichen Anteile und der Ge- 
winn der folgenden vom Kalenderjahr ab- 
weichenden Wirtschaftsjahre nach dem Ver- 
hältnis der Umsätze aufzuteilen sein. 

Zu Ziffer 6 Buchstabe a und Ziffer 7 Buch- 
stabe c 

Nach der vorgesehenen neuen Fassung der 
Ziffer 8 des § 8 GewStG fällt der bisherige 
zweite Satz fort. Die bezeichneten Miet- und 
Pachtzinsen und sonstigen Vergütungen für 
die Benutzung der nicht in Grundbesitz be- 
stehenden Wirtschaftsgüter des Anlagever- 
mögens sollen somit stets dem Gewinn des 
Pächters hinzuge/echnet werden. Entspre- 
chend sollen diese Beträge nach der in Zif- 
fer 7 Buchstabe c vorgesehenen neuen Ziffer 4 
des § 9 GewStG bei der Ermittlung des Ge- 
werbeertrags des Verpächters gekürzt wer- 
den. 

Durch diese Änderung soll erreicht werden, 
daß — soweit es sich um die bezeichneten 
Miet- und Pachtzinsen und sonstigen Ver- 
gütungen handelt — in den Genuß der Ge- 
werbesteuer diejenige Gemeinde kommt, in 
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der der Betrieb des Pächters liegt. Ohne die 
vorgesehene Änderung würde die Gewerbe- 
steuer insoweit, als sie auf die in dem Ge- 
winn des Verpächters enthaltenen Miet- und 
Pachtzinsen und sonstigen Vergütungen ent- 
fällt, der Gemeinde zufallen, in der der Be- 
trieb des Verpächters liegt. Der bezeichnetc 
Anteil an der Gewerbesteuer gebührt aber 
der Gemeinde, der durch den Betrieb Lasten 
entstehen. Das ist, soweit es sich um die be- 
triebliche Nutzung von Pachtgegenständen 
bandelt, die Gemeinde, in der der Betrieb 
des Pächters liegt. 

Parallelvorschriften für die Ermittlung des 
Gewerbekapitals befinden sich in der in Zif- 
fer 12 vorgesehenen Neufassung der Ziffer 2 
des § 12 Absatz 2 GewStG und in der neuen 
Ziffer 3 des § 12 Absatz 3 GewStG. 

Zu Ziffer 6 Buchstabe b 

Ausgaben zur Förderung gemeinnütziger, 
mildtätiger, kirchlicher, religiöser und wissen- 
schaftlicher Zwecke sind, wenn diese Zwecke 
als steuerbegünstigt anerkannt worden sind, 
nach § 10 Absatz 1 Ziffer 2 Buchstabe e des 
Einkommensteuergesetzes als Sonderausgaben 
abzugsfähig; sie mindern also nicht den Ge- 
winn aus Gewerbebetrieb und demgemäß 
auch nicht den Gewerbeertrag. 

Das Körperschaftsteuergesetz enthält nicht 
den Begriff der Sonderausgaben. Die bezeich- 
neten Spenden gehören bei Körperschaften zu 
den Ausgaben im Sinn des § 11 des Körper- 
schaftsteuergesetzes, die bei Ermittlung des 
Einkommens abzugsfähig sind. Bei Körper- 
schaften kommt in vielen Fällen das Ein- 
kommen dem Gewinn gleich (Kapitalgesell- 
schaften). In diesen Fällen sind die Spenden 
bei Ermittlung des Gewinns aus Gewerbe- 
betrieb abgezogen worden und müssen des- 
halb bei Ermittlung des Gewerbeertrags 
folgerichtig, wieder hinzugerechnet werden, 
da sonst die Körperschaften bei der Gewerbe- 
steuer günstiger gestellt werden würden als 
die Einzelunternehmer und die Personen- 
gesellschaften. Diese Hinzurechnung wird 
durch die neue Ziffer 10 des § 8 GewStG be- 
stimmt. Die Vorschrift beruht auf dem Grund- 
satz der Gleichmäßigkeit der Besteuerung. 

Zu Ziffer 7 

Die vorgesehenen Änderungen des § 9 Gew- 
StG berücksichtigen die Regelung bei der 
Einkommensteuer und der Körperschaft- 
steuer, auf die im Absatz 2 der Begründung 


zu Ziffer 1 bereits hingewiesen ist. Die Vor- 
schrift unter Buchstabe a erläutert — wie 
bisher — den Begriff des maßgebenden Ein- 
heits Werts und schreibt außerdem eine an- 
teilige Ermäßigung des Kürzungsbetrags von 
drei vom Hundert des Einheitswerts des zum 
Betriebsvermögen des Unternehmers ge- 
hörenden Grundbesitzes vor, wenn die 
Steuerpflicht nicht während des ganzen Er- 
hebungszeitraums bestanden hat. Diese Er- 
mäßigung des Kürzungsbetrags ist erforder- 
lich, weil sonst ein unrichtiges Teiljahres- 
ergebnis des Gewerbeertrags erzielt würde. 
Da dieses Teiljahresergebnis nach Ziffer 11 
des § 1 des Entwurfs (neuer Absatz 4 des § 11 
GewStG) auf einen Jahresbetrag umzurech- 
nen ist, wird die Kürzung mit dem Jahres- 
betrag berücksichtigt. 

Zu Ziffer 8 

Die vorgesehene neue Vorschrift des § 9 a 
GewStG über die Hinzurechnungen und Kür- 
zungen bei Wirtschaftsjahren, die vom Ka- 
lenderjahr ab weichen, steht mit der Neu- 
fassung des § 7 GewStG (vgl. die Begründung 
zu Ziffer 5) im Zusammenhang. Danach ist 
in den Fällen des § 2 Absatz 6 des Einkom- 
mensteuergesetzes und des § 5 Absatz 2 Satz 2 
des Körperschaftsteuergesetzes der Gewinn 
eines vom Kalenderjahr abweichenden Wirt- 
schaftsjahrs bereits auf die Erhebungszeit- 
räume aufgeteilt. Es sind nur noch die Hinzu- 
rechnungen nach § 8 GewStG und die Kür- 
zungen nach § 9 Ziffer 1 Satz 3 und Ziffern 2 
bis 4 GewStG aufzuteilen. Das soll nach dem 
gleichen Verhältnis wie bei der Aufteilung 
des Gewinns geschehen. Eine Aufteilung der 
Kürzung nach § 9 Ziffer 1 Satz 1 GewStG 
(drei vom Hundert des Einheitswerts des zum 
Betriebsvermögen des Unternehmers ge- 
hörenden Grundbesitzes) kommt nicht in Be- 
tracht, weil der Abzug des feststehenden 
Jahresbetrags dieser Kürzung von der Ge- 
winnaufteilung unabhängig ist. 

Zu den Ziffern 9 und 14 

Nach der bisherigen Fassung des § 10 Gew- 
StG stimmten Bemessungszeitraum (Kalen- 
derjahr) und Erhebungszeitraum (Rechnungs- 
jahr) nicht überein. Durch die vorgesehene 
neue Fassung des § 10 GewStG und damit zu- 
sammenhängend des § 14 Absatz 2 GewStG 
wird — entsprechend dem seit 1943 durch § 2 
GewStVV geschaffenen Rechtszustand — als 
Erhebungszeitraum der Bemessungszeitraum 
bestimmt. Durch die Übereinstimmung des 



Erhebungszeitraums und des Bemessungszeit- 
raums soll wie bei der Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer auch bei der Gewerbe- 
steuer die vollkommene Gegenwartsbesteue- 
rung endgültig eingeführt werden. Die Neu- 
fassung dient nicht nur der Vereinheitlichung 
des Steuerrechts und der Vereinfachung, son- 
dern auch der Sicherung des Steuereingangs 
und der gleichmäßigen Besteuerung. 

Bei einer Übereinstimmung des Zeitraums, in 
dem der Gewerbeertrag erzielt wird, mit dem 
Zeitraum, für den die nach diesem Gewerbe- 
ertrag bemessene Steuer zu entrichten ist, 
werden Steuerausfälle vermieden, die sonst 
— insbesondere bei sinkenden Erträgen — 
entstehen können. Es werden auch unbefrie- 
digende Ergebnisse ausgeschlossen, die sonst 
bei Einstellung eines Betriebs und bei Grün- 
dung eines Gewerbebetriebs oder bei Eintritt 
eines bestehenden Gewerbebetriebs in die 
Steuerpflicht eintreten. 

Würde als Erhebungszeitraum das Rechnungs- 
jahr bestimmt werden, das in dem Bemes- 
sungszeitraum beginnt (Erhebungszeitraum: 
1. April 1951 bis 31. März 1952, Bemessungs- 
zeitraum: Kalenderjahr 1951), so würden un- 
befriedigende Ergebnisse in den Fällen ein- 
treten, in denen ein Betrieb 

a) zwischen dem Beginn des Bemessungszeit- 
raums und dem Beginn des Erhebungszeit- 
raums eingestellt wird oder 

b) zwischen dem Ende des Bemessungszeit- 
raums und dem Ende des Erhebungszeit- 
raums gegründet wird oder in die Steuer- 
pflicht eintritt. 

Ein eingestellter Betrieb (Fall zu a) könnte 
mit dem tatsächlichen Ertrag im letzten (ver- 
kürzten) Bemessungszeitraum steuerlich nicht 
mehr erfaßt werden, weil er zu Beginn 
des Erhebungszeitraums nicht mehr be- 
standen hat; dadurch können beachtliche 
Beträge für die Besteuerung ausfallen. 
Bei Eintritt in die Steuerpflicht (Fall zu b) 
ist in dem für den ersten (verkürzten) Er- 
hebungszeitraum maßgebenden Bemessungs- 
zeitraum (vergangenes Kalenderjahr) ein Ge- 
werbeertrag nicht vorhanden. Es müßte ent- 
weder das mutmaßliche Ergebnis der ersten 
zwölf Monate zugrunde gelegt werden; diese 
Schätzung führt erfahrungsgemäß in vielen 
Fällen zu ungerechtfertigten Ergebnissen. 
Oder es könnten zunächst nur Vorauszahlun- 
gen festgesetzt und es müßte mit der Veran- 
lagunig bis zur Veranlagung für das nächste 
Rechnungsjahr gewartet werden. 


Noch unbefriedigender würde das Ergebnis 
sein, wenn der Rechtszustand des Gesetzes 
vom 1. Dezember 1936, der durch § 2 GewSt- 
VV seit 1. April 1943 außer Geltung ist, wie- 
der eingeführt und als Erhebungszeitraum 
das Rechnungisjahr bestimmt werden würde, 
das nach dem Ende des Bemessungszeitraums 
beginnt (Erhebungszeitraum: 1. April 1951 
bis 31. März 1952, Bemessungszeitraum: Ka- 
lenderjahr 1950). Nach den Vorschriften des 
Gesetzes vom 1. Dezember 1936 können bei 
Einstellung eines Gewerbebetriebs Gewerbe- 
erträge für einen Zeitraum bis zu fünf Vier- 
teljahren ausfallen, und es muß bei Grün- 
dung eines Gewerbebetriebs oder Eintritt 
eines bestehenden Gewerbebetriebs in die 
Steuerpflicht u. U. für drei Erhebungszeit- 
räume ein mutmaßliches Ergebnis zugrunde 
gelegt werden. 

Zu Ziffer 10 

Die vorgesehene neue Vorschrift des § 10 a 
GewStG über den Gewerbeverlust ist aus § 19 
Dritte GewStDV übernommen. Die Erweite- 
rung des Zeitraums für den Abzug des Ge- 
'werbeverlusts auf drei Jahre entspricht dem 
bei der Einkommensteuer und Körperschaft- 
steuer seit dem 1. Januar 1949 geltenden Recht 
(§10 Absatz 1 Ziffer 4 des Einkommensteuer- 
gesetzes). 

Zu den Ziffern 11 und 13 

Die Vorschrift des neuen Absatzes 4 des § 11 
GewStG ersetzt, soweit sie die Umrechnung 
des Gewerbeertrags auf ein JaJhresergebnis 
behandelt, die bisherigen Absätze 2 bis 4 des 
§ 10 GewStG, die gestrichen werden sollen. 
Soweit die beiden neuen Absätze 4 der §§11 
und 13 GewStG die Umrechnung des Steuer- 
meßbetrags nach dem Gewerbeertrag bzw. 
nach dem Gewerbekapital regeln, ersetzen sie 
die bisherigen Absätze 1 bis 3 des § 22 Gew- 
StG, der gestrichen werden soll. 

Zu Ziffer 12 

§ 12 Absatz 2 Ziffer 2 GewStG wird mit Rück- 
sicht auf die Rechtsprechung des Reichsfinanz- 
hofs, betreffend Überlassung von Wirtschafts- 
gütern durch Mitunternehmer, neu gefaßt. 
Danach gehören von Mitunternehmern über- 
lassene Wirtschaftsgüter zum Einheitswert 
des Betriebsvermögens. Wegen der Weg- 
lassung der Worte „es sei denn, daß sie zum 
Gewerbekapital des Überlassenden gehören“ 
am Ende der bisherigen Ziffer 2 des Ab- 
satzes 2 des § 12 GewStG und wegen der 
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neuen Ziffer 3 des Absatzes 3 des § 12 Gew- 
StG vgl. die Begründung zu Ziffer 6 Buch- 
stabe a und Ziffer 7 Buchstabe c. 

Die Fassung der Ziffern 1 und 2 des Ab- 
satzes 3 des § 12 GewStG ist unverändert ge- 
blieben und nur zur besseren Übersicht auf- 
genommen. 

Die Änderung des Absatzes 4 des § 12 Gew- 
StG berücksichtigt die Regelung bei der Ein- 
kommensteuer und bei der Körperschaft- 
Steuer, auf die im Absatz 2 der Begründung 
zu Ziffer 1 bereits hingewiesen ist. 

Zu Ziffer 15 

Die Änderung berücksichtigt die neuen staats- 
rechtlichen Verhältnisse. 

Zu Ziffer 16 

Die Neufassung des § 16 GewStG ergibt sich 
aus der Neufassung des § 10 und des § 14 Ab- 
satz 2 GewStG. Vgl. die Begründung zu den 
Ziffern 9 und 14. 

Zu Ziffer 17 

Zweck der Gewerbesteuer ist, der Gemeinde 
einen Ausgleich für die Lasten zu schaffen, 
die der Betrieb eines Unternehmens der Ge- 
meinde verursacht. Diesem Zweck entspricht 
es, wenn auch die Betriebe zu einer Mindest- 
steucr herangezogen werden, für die mangels 
eines Gewerbeertrags und Gewerbekapitals 
oder wegen des Freibetrags für den Ge- 
werbeertrag (§11 Absatz 2 GewStG) und der 
r'reigrenze für das Gewerbekapital (§13 Ab- 
satz 3 GewStG) nach den bisherigen Vor- 
schriften eine Gewerbesteuer nach dem Ge- 
werbeertrag und dem Gewerbekapital sonst 
nicht festzusetzen ist. Die vorgesehene neue 
Vorschrift des § 17a GewStG enthält nur eine 
Ermächtigung, die Min-dests teuer festzu^etzen, 
und sieht für diese keinen festen Betrag, 
sondern nur einen Höchstbetrag vor. Die Ent- 
scheidung über die Einfüthrung der Mindest- 
steuer und — im Rahmen des Höchst- 
betrags — über die Höhe der Mindeststeuer 
soll für jeden Erhebungszeitraum jeweils der 
Gemeinde überlassen bleiben. 

Zu den Ziffern 18, 19 und 20 

Die Streichung des § 18 GewStG und die 
Neufassung der §§ 19 und 20 GewStG er- 
geben sich aus der bereits durch die GewStVV 
seit dem 1. April 1943 eingeführten Gegen- 
wartsbesteuerung (vgl. die Begründung zu 
den Ziffern 9 und 14 und die bisherigen §§ 4 
und 5 der jetzt aufzuhebenden GewStVV). 


Die Vorschriften der neuen Absätze 3 und 4 
des § 19 GewStG sehen eine Mitwirkung des 
Finanzamts vor, wenn wegen einer voraus- 
sichtlichen Änderung des Gewinns aus Ge- 
werbebetrieb die Vorauszahlungen auf die 
Einkommensteuer oder Körperschaftsteuer 
der für den laufenden Veranlagungszeitraum 
voraussichtlich zu erwartenden Steuer ange- 
paßt werden oder wenn im Laufe des Er- 
hebungszeitraums ein Gewerbebetrieb neu 
gegründet wird oder ein bereits bestehender 
Gewerbebetrieb infolge Wegfalls des Be- 
freiungsgrundes in die Sfeuerpflicht eintritt. 
In diesen Fällen sollen die vorgenommenen 
Ermittlungen des Finanzamts über die Be- 
Iriebsverhältnisse des Unternehmens für 
Zwecke der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen 
nutzbar gemacht werden. Das soll dadurch 
geschehen, daß das Finanzamt für Zwecke der 
Gewerbesteuer-Vorauszahlungen den einheit- 
lichen Steuermeßbetrag festsetzt, an den die 
Gemeinden bei der Anpassung oder erstmali- 
gen Festsetzung der Gewerbesteuer-Voraus- 
zahlungen gebunden sind. Gegen diese Fest- 
setzung soll als Rechtsmittel nur die Be- 
schwerde nach §§ 303 ff. der Reichsabgaben- 
ordnung zulässig sein. Das entspricht dem 
Rechtszustand bei den Vorauszahlungen auf 
die Einkommensteuer und Körperschaftsteuer 
und während der Geltungsdauer der GewSt- 
VV auch bei den Vorauszahlungen auf die 
Gewerbesteuer. Eine entsprechende Ergän- 
zung des § 237 der Reichsabgabenordnung ist 
im Artikel V des Entwurfs vorgesehen. 

Zu Ziffer 21 

Die Streichung der §§21 und 22 GewStG 
steht mit der Gegenwartsbesteuerung im Zu- 
sammenhang (vgl. die Begründung zu den 
Ziffern 9 und 14). § 21 GewStG hat keine Be- 
deutung mehr. § 22 GewStG ist durch die 
neuen Absätze 4 der §§ 2, 11 und 13 GewStG 
ersetzt (vgl. Absatz 1 der Begründung zu 
Ziffer 1 und die Begründung zu den Ziffern 
11 und 13). 

Zu Ziffer 22 Buchstabe a 

Nach § 23 Absatz 1 GewStG war Bemessungs- 
zeitraum für die Lohnsummensteuer der Ka- 
lendermonat. § 11 Absatz 1 GewStVV be- 
stimmte das Kalendervierteljahr als Bemes- 
sungszeitraum. Durch die Änderung des Ab- 
satzes 1 des § 23 GewStG soll es der Ge- 
meinde überlassen bleiben, an Stelle des Ka- 
lendermonats das Kalendervierteljahr als 
Bemessungszeitraum zu bestimmen. Die Än- 
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derung ist zweckmäßig, weil sie die Möglich- 
keit gibt, bei der Erhebung der Lohnsummen- 
steuer die örtlichen Verhältnisse der Ge- 
meinde oder die besonderen Verhältnisse ein- 
zelner Betriebe zu berücksichtigen. Sie dient 
auch der Vereinfachung. 

Zu Ziffer 22 Buchstabe b 

§ 23 Absatz 2 GewStG enthält einen Frei- 
betrag von 7200 DM jährlich, der abgezogen 
wird, wenn die Lohnsumme im Rechnungs- 
jahr 24 000 DM nicht übersteigt. Im Hinblick 
auf den großen Finanzbedarf der Gemeinden 
wird es für erforderlich gehalten, diese Be- 
träge auf die Hälfte herabzusetzen. In ein- 
zelnen Ländern ist das bereits mit Wirkung 
für frühere Jahre geschehen. 

Zu Ziffer 23 Buchstabe a 

Die Änderung des § 24 Absatz 2 GewStG paßt 
diese Vorschriften dem geänderten Rechts- 
zustand an. 

Zu Ziffer 23 Buchstabe b 

§ 24 Absatz 3 GewStG führt die Beträge an, 
die nicht zur Lohnsumme gehören. Nach den 
bisherigen Ziffern 1 und 2 des § 24 Absatz 3 
GewStG gehörten dazu unter bestimmten 
Voraussetzungen auch Vergütungen an Lehr- 
linge, an Schwerbeschädigte und an Arbeit- 
nehmer, die das 60. Lebensjahr überschritten 
haben, sowie Entschädigungen, die einem Ar- 
beitnehmer als Ersatz für entgangene oder 
entgehende Einnahmen oder für die Aufgabe 
oder Nichtausübung einer Tätigkeit, einer 
Gewinnbeteiligung oder einer Anwartschaft 
gewährt worden sind. Diese Beträge durften 
nach § 12 GewStVV schon vom 1. April 1943 
ab nicht mehr von der Lohnsumme abgezogen 
werden. Dabei soll es auch künftig verblei- 
ben. Die Vorschrift des Absatzes 3 des § 24 
GewStG wird deshalb neu gefaßt. Sie enthält 
nur noch die bisherige Ziffer 3. 

Die Steuervergünstigung, die der Unter- 
nehmer durch Wiederinkraftsetzung der seit 
dem 1. April 1943 nicht mehr angewendeten 
Vorschriften der Ziffern 1 und 2 erhalten 
würde, fällt beim einzelnen Unternehmer 
nicht ins Gewicht, so daß davon eine Förde- 
rung arbeitsmarktpolitischer Bestrebungen 
nicht zu erwarten ist. Dagegen würde sie eine 
Minderung des Steueraufkommens zur Folge 
haben, die bei der Finanzlage der Gemeinden 
nicht vertretbar ist. 


Zu Ziffer 24 

Die neue Fassung des § 26 GewStG trägt der 
Änderung des § 23 Absatz 1 GewStG Rech- 
nung (vgL die Begründung zu Ziffer 22 Buch- 
stabe a). 

Zu Ziffer 25 

Die vorgesehene neue Fassung des § 27 Ab- 
satz 1 GewStG läßt die Festsetzung des 
Steuermeßbetrags für die Lohnsummensteuer 
auch vor Ablauf des Rechnungsjahrs zu. Diese 
Änderung ist zweckmäßig, weil der Steuer- 
schuldner oder die hebe berechtigte Gemeinde 
ein Interesse daran haben kann, einen Streit 
über die Höhe der Lohnsummensteuerbeträge 
schon vor Ablauf des Rechnungsjahrs auszu- 
Iragen. 

Nach der bisherigen Fassung des Absatzes 2 
des § 27 GewStG, die beibehalten werden 
soll, muß der Antrag auf Festsetzung des 
Steuermeßbetrags nach der Lohnsumme in- 
nerhalb der ersten sechs Monate nach Ablauf 
des Rechnungsjahrs gestellt werden. Diese 
Ausschlußfrist soll jedoch — entsprechend der 
bisherigen Verwaltungspraxis — ■ nicht gelten, 
wenn der Steuerschuldner durch unrichtige 
Angaben in den Erklärungen über die Be- 
rechnungsgrundlagen unberechtigte Steuer- 
vorteile erlangt. Dem trägt der neue Satz 2 
des Absatzes 2 Rechnung. 

Zu Ziffer 26 

Die neue Fassung des § 28 GewStG bricht mit 
dem Stichtagsgrundsatz bei dem Zerlegungs- 
verfahren. Nach der Vorschrift des bisherigen 
Absatzes 2 des § 28 GewStG wurde der ein- 
heitliche Steuermeßbetrag nur auf die Ge- 
meinden zerlegt, in denen sich zu Beginn des 
Erhebungszeitraums Betriebstätten des Un- 
ternehmens befanden. Gemeinden, in denen 
erst im Laufe des Erhebungszeitraums Be- 
triebstätten errichtet oder in die erst im 
Laufe des Erhebungszeitraums Betriebstätten 
verlegt wurden, gingen für diesen Er- 
hebungszeitraum leer aus. Entsprechendes 
galt, wenn im Laufe des Erhebungszeitraums 
ein Gewerbebetrieb neu gegründet wurde 
oder ein bereits bestehenider Gewerbebetrieb 
infolge Wegfalls des Befreiungsgrundes in 
die Steuerpflicht eintrat. In diesen Fällen 
wurden bei der Zerlegung nur die Gemein- 
den beteiligt, in denen sich zu Beginn des 
auf den Eintritt in die Steuerpflicht folgen- 
den Kalendermonats Betriebstätten befanden. 
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Der Stichtagsgrundsatz dient zwar der Ver- 
einfachung, führt aber nicht zur gleichmäßi- 
gen Verteilung des einheitlichen Steuermeß- 
betrags. Nach der vorgesehenen neuen Fas- 
sung des § 28 GewStG soll deshalb der ein- 
heitliche Steuermeßbetrag auf alle Gemein- 
den zerlegt werden, in denen im Erhebungs- 
zeitraum Betriebstätten unterhalten worden 
sind. 

Zu Ziffer 27 

Die vorgenommenen Änderungen des Ab- 
satzes 1 des § 29 GewStG ergeben sich aus 
dem neuen Absatz 5 des § 2 GewStG (vgl. 
Absatz 2 der Begründung zu Ziffer 1). Die 
Änderung des Absatzes 2 des § 29 GewStG 
berücksichtigt die neuen Vorschriften über 
die Gegenwartsbesteuerung (vgl. die Begrün- 
dung zu den Ziffern 9 und 14). 

Zu Ziffer 28 

Arbeitslöhne im Sinn der Zerlegungsvor- 
schriften sind grundsätzlich diejenigen Ver- 
gütungen, die zur Lohnsumme für Zwecke 
der Lohnsummensteuer gehören (§ 24 Gew- 
StG). § 31 GewStG enthält einige Ausnahmen 
von diesem Grundsatz. Es kommt vor, daß in 
der einen Gemeinde der Unternehmer . allein 
tätig ist, während in einer anderen Betrieb- 
stätte des Unternehmens in einer anderen 
Gemeinde nur Angestellte beschäftigt wer- 
den. In diesen Fällen würde nach § 29 Gew- 
StG die zuerst bezeichnete Gemeinde keinen 
Zerlegungsanteil erhalten, weil in der dort 
belegenen Betriebstätte keine Arbeitslöhne 
gezahlt worden sipd. Dieses unbillige Ergeb- 
nis ist für Unternehmen, die nicht von einer 
juristischen Person betrieben werden, bereits 
durch die Ziffer 2 des § 31 GewStG beseitigt. 
Ähnliche Erwägungen gelten aber auch für 
Körperschaften hinsichtlich der Vergütungen 
an wesentlich Beteiligte. Da diese Vergütun- 
gen nicht zur Lohnsumme gehören (§ 24 Ab- 
satz 3 in der Fassung des Entwurfs, § 8 Zif- 
fer 6 GewStG), sieht die neue Ziffer 3 des 
§31 GewStG auch bei Körperschaften den 
Ansatz eines Betrags, und zwar von insge- 
samt 10 000 DM, für die Arbeit der im Be- 
trieb tätigen, am Unternehmen wesentlich 
Beteiligten für Zwecke der Zerlegung vor. 

Die Erhöhung des Betrags von 6000 DM auf 
10 000 DM trägt der Entwicklung der Ver- 
hältnisse Rechnung. 

Zu Ziffer 29 

§32 GewStG ist durch die im Entwurf vor- 
gesehene Umgestaltung überholt. Er soll des- 
halb gestrichen werden. 


Zu Ziffer 31 

Die vorgesehene Ergänzung im Absatz 1 
Satz 2 des § 34 GewStG folgt aus dem neuen 
Absatz 5 ides § 2 GewStG (vgl. Absatz 2 der 
Begründung zu Ziffer 1). 

Zu Ziffer 32 

Durch § 10 GewStG ist das Gesetz über die 
Besteuerung des Wandergewerbes für die Zeit 
vom 1. Januar 1943 ab außer Kraft gesetzt 
und bestimmt worden, daß die Wander- 
gewerbebetriebe von diesem Zeitpunkt ab 
der Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag 
und dem Gewerbekapital unterliegen. Bei 
dieser Besteuerungsform der Wandergewerbe- 
betriebe soll es auch nach Aufhebung der 
GewStVV verbleiben. Es wird deshalb der 
neue § 35a GewStG eingefügt. 

Das Steuerrecht verwendet den Begriff „Be- 
triebstätte“ nur im Zusammenhang mit einem 
stehenden Gewerbebetrieb (vgl. § 16“ des 
Steueranpassungsgesetzes vom 16. Oktober 
1934 — Reichsgesetzbl. I S. 925 — ). Es soll 
deshalb in dem neuen § 35a GewStG an 
Stelle des Begriffs „Betriebstätte“ die Fas- 
sung „Mittelpunkt der gewerblichen Tätig- 
keit“ gewählt werden; das ist in den meisten 
Fällen der Wohnsitz. 

Zu Ziffer 33 

Die Vorschrift des heuen § 35b GewStG be- 
trifft die Änderung des Gewerbesteuermeß- 
bescheids von Amts wegen. Sie ist aus § 5 
Zweite GewStVV übernommen. Danach sol- 
len im Fall einer Änderung des Einkommen- 
steuer-, Körperschaftsteuer- oder Gewinn- 
feststellungsbescheids die dabei getroffenen 
Feststellungen hinsichtlich des Gewinns für 
den Gewerbeertrag maßgeblich sein; in die- 
sem Fall soll ein neuer Gewerbesteuermeß- 
bescheid auch dann erteilt werden, wenn der 
vorangegangene Gewerbesteuermeßbescheid 
bereits unanfechtbar geworden ist. Diese Vor- 
schrift dient auch der Vereinfachung. 

Zu Ziffer 34 . 

Der neue § 35c GewStG enthält die Ermäch- 
tigungen zum Erlaß der für die Durchführung 
des Gesetzes erforderlichen Rechtsverord- 
nungen; der neue § 35d GewS'tG enthält die 
Ermächtigungen, den Wortlaut des Gewerbe- 
steuergesetzes und der dazu erlassenen Durch- 
führungsverordnungen in der jeweils gelten- 
den Fassung bekannt zu machen. 
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Zu Artikel II 

Artikel II regelt die Abrechnung der Voraus- 
zahlungen für Erhebungszeiträume, die vor 
dem 21. Juni 1948 geendet haben. 

Zu §2 

Diese Vorschrift betrifft die Anrechnung der 
Vorauszahlungen auf die Steuerschuld für 
Erhebungszeiträume, die vor dem 21. Juni 
1948 geendet haben. Sie dient der Verein- 
fachung. 

Zu § 3 

§ 3 regelt die Abrechnung und Aufteilung 
der Vorauszahlungen für Erhebungszeit- 
räume, die vor dem 21. Juni 1948 geendet 
haben. Diese Vorschrift dient im wesentlichen 
der Vereinfachung. 

Nach Absatz 1 soll eine Aufteilung nach den 
Zerlegungsanteilen auf die Gemeinden nach- 
träglich nicht mehr stattfinden, wenn sie nicht 
vor dem 21. Juni 1948 erfolgt ist. Die vor- 
gesehenen weiteren Vorschriften unterschei- 
den zwischen dem Zeitraum vom 1. April 
1943 bis 31. Dezember 1945 und dem Zeit- 
raum vom 1. Januar 1946 bis 20. Juni 1948. 

Nach Absatz 2 sollen Nachzahliungen und Er- 
stattungen für den Zeitraum vom 1. April 
1943 bis 31. Dezember 1945, soweit keine Zer- 
legung stattgefunden hat, ausschließlich die 
Gemeinde berühren, in deren Bereich sich 
die Leitung des Unternehmens befindet. 

Nach Absatz 3 soll für die Erhebungszeit- 
i’äume (Kalenderjahre) 1946 und 1947 und 
den Erhebungszeitraum 1/1948 das Finanz- 
amt, in dessen Bereich sich die Leitung des 
Unternehmens befindet, die Gewerbesteuer 
unter Anwendung ides bisherigen Hebesatzes 
nach § 3 GewStW errechnen und die nach 
Anrechnung der Vorauszahlungen sich er- 
gebenden Unterschiedsbeträge auf die be- 
teiligten Gemeinden zerlegen. Nachzahlungen 
sollen im Verhältnis der Zerlegungsanteile 
an die beteiligten Gemeinden entrichtet wer- 
den. Überzahlungen sollen im Verhältnis der 
Zerlegungsanteile von den beteiligten Ge- 
meinden des Landes ausgeglichen werden, in 
dessen Bereich sich die Leitung des Unter- 
nehmens befindet. 

Zu Artikel III 

Artikel III befaßt sich mit der Aufhebung 
der Gewerbesteuer-Vereinfachungsverord- 
nungen. 


Zu §§ 4 und 5 

Hierzu wird auf Artikel I, Absätze 4 und 5, 
dieser Begründung hingewiesen. 

Zu Artikel IV 

Artikel IV betrifft die Änderung des Ein- 
führungsgesetzes zu den Realsteuergesetzen. 

Zu § 6 Ziffer 1 

Die Vorschrift unter Buchstabe a zieht für die 
Fassung des § 2 Absatz 2 EinfGRealStG die 
Folgerung aus der neuen Vorschrift des § 14 
Absatz 2 GewStG, nach der das Kalenderjahr 
Er^hebungszeitraum für die Gewerbesteuer 
nach dem Gewerbeertrag und dem Gewerbe- 
kapital sein soll (vgl. die Begrünidung zu den 
Ziffern 9 und 14 des § 1 des Entwurfs). Dem- 
gemäß soll die Änderung des Hebesatzes auf 
den Beginn des Kalender jaihres (Erhebungs- 
zeitraums) zurückwirken. 

Nach der vorgesehenen Änderung des § 23 
Absatz 1 GewStG kommt auch die Lohn- 
summe des Kalendervierteljahrs als Bemes- 
sungsgrundlage in Betracht (vgl. die Begrün- 
dung zu Ziffer 22 Buchstabe a des § 1 des 
Entwurfs). Diese Vorschrift macht den unter 
Buchstabe b vorgesehenen neuen Satz am 
Ende des § 2 Absatz 2 EinfGRealStG erfor- 
derlich. 

Zu § 6 Ziffer 2 

Die vorgesehene Änderung des § 6 EinfG- 
RealStG paßt diese Vorschrift dem geänder- 
ten Rechtszustand an und berücksichtigt, daß 
die Bürgersteuer bereits seit 1. Juli 1942 (für 
die lohnsteuerpflichtigen Arbeitnehmer) bzw. 
seit 1. Januar 1943 (für die anderen Steuer- 
pflichtigen) weggefallen ist. 

Zu Artikel V 

Artikel V sieht eine Änderung der Reichs- 
abgabenordnung vor. Die neue Fassung des 
§ 19 Absatz 3 GewStG über die Festsetzung 
eines einheitlichen Steuermeßibetrags für 
Zwecke der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen 
erfordert eine entsprechende Ergänzung der 
Vorschriften über das Rechtsmittelverfahren. 
Das geschieht durch Änderung des § 237 der 
Reichsabgabenordnung. Danach soll gegen 
Steuermeßfoescheide, die ausschließlich für 
Zwecke der Gewerbesteuer-Vorauszahlungen 
erteilt werden, lediglich die Beschwerde ge- 
geben sein. Vgl. dazu die Begründung zu 
Ziffer 19 des § 1 des Entwurfs. 
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ZuArtikelVI 

Artikel VI (§§ 8 und 9) enthält die Über- 
gangs- und Schlußvorschriften. 

Zu § 8 

Die Vorschriften des § 1 des Entwurfs über 
den Steuergegenstand, die Befreiungen und 
den Steuerschuldner (Änderungen der §§ 2, 3 
und 5 GewStG) sollen nach § 8 Absatz 1 des 
Entwurfs erstmals für den Erhebungsizeit- 
raum 1950 gelten. Die besonderen Vorschrif- 
ten über die erstmalige Anwendung und den 
Umfang der Anwendung der Befreiungs Vor- 
schriften bei Banken berücksichtigen, soweit 
sie die Bank deutscher Länder und die Lan- 
deszentralbaniken betreffen, die Regelung bei 
der Körperschaftsteuer. Soweit sie die Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau betreffen, entspre- 
chen sie dem geltenden Recht. Die Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau ist bereits durch 
§11 Absatz 1 des Gesetzes vom 5. November 
1948 (WiGBl. S. 123) in bezug auf die Be- 
steuerung der Bank deutscher Länder gleich- 
gestellt. 

Die Vorschriften des § 1 des Entwurfs über 
die Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag 
und dem Gewerbekapital sollen 'nach § 8 Ab- 
satz 2 des Entwurfs im Grundsatz auch erst- 
mals für den Erhebungszeitraum 1950 gelten. 
Von diesem Grundsatz sind zwei Ausnahmen 
vorgesehen: 

1. Die Vorschriften, daß Miet- und Pachtzinsen 
und sonstige Vergütungen für die Be- 
nutzung der nicht in Grundbesitz bestehen- 
den Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens 
stets dem Gewinn des Pächters und die be- 
zeichneten Wirtschaftsgüter stets dem Ein- 
heitswert des gewerblichen Betriebs des 
Pächters hinzugerechnet werden sollen (§ 1 
Ziffer 6 Buchstabe a, Ziffer 7 Buchstabe c 
und Ziffer 12 des Entwurfs), können in be- 


stehende Pachtverträge eingreifen und sol- 
len deshalb nach § 8 Absatz 2 Ziffern 1 bis 3 
des Entwurfs erstmals für den Erhebungs- 
zeitraum 1951 angewendet werden. 

2. Vorauszahlungen auf die neu eingeführte 
Mindeststeuer sind noch nicht geleistet. Die 
Vorschrift des § 1 Ziffer 17 des Entwurfs 
(Einfügung des neuen § 17a GewStG) soll 
deshalb nach § 8 Absatz 2 Ziffer 4 des Ent- 
wurfs erstmals für den Erhebungszeitraum 
1951 gelten. 

Die Lohnsummensteuer wird nach dem Rech- 
nungsjahr erhoben. Sie wird aber in der Re- 
gel im Laufe des Rechnungsjahrs nach Ab- 
lauf jedes Festsetzungszeitraums (Kalender- 
monats bzw. Kalendervierteljahrs) endgültig 
festgesetzt. Deshalb sieht § 8 Absatz 3 des 
Entwurfs vor, daß die Vorschriften des § 1 
über die Lohnsummensteuer erstmals für das 
nach der Verkündung dieses Gesetzes begin- 
nende Rechnungsjahr 1951/52 gelten sollen. 

§ 8 Absatz 5 des Entwurfs enthält den 
Grundsatz, daß landesrechtliche Vorschriften 
von den Zeitpunkten ab nicht mehr anzu- 
wenden sind, von denen ab die Vorschriften 
dieses Entwurfs in Kraft treten. Dieser 
Grundsatz soll zwei Ausnahmen erfahren: 

1. Die Vorschriften über die Erhebung der 
Lohnsummensteuer in den Ländern Hessen 
und Rheinland-Pfalz sollen erst mit Ablauf 
des sechsten Monats, der auf die Verkün- 
dung dieses Gesetzes folgt, außer Kraft 
treten. Diese Frist ist für die Umstellung 
auf die Vorschriften dieses Gesetzes er- 
forderlich. 

2. Im Land Württemberg-Hohenzollern soll 
die Rechtsanordnung über Änderungen auf 
dem Gebiet der Gewerbesteuer vom 21. De- 
zember 1945 bereits vom 1. Januar 1948 ab 
außer Kraft treten, weil ihre Anwendung 
von diesem Zeitpunkt ab ausgesetzt wor- 
den ist. 
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Anlage 2 


Abschrift 

DER PRÄSIDENT DES DEUTSCHEN BUNDESRATES 


Bonn, den 2 . März 1951 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 8 . Februar 1951 - BK 4198/50 IV - 
beehre ich mich mitzutcilen, daß der Deutsche Bundesrat in seiner 
51. Sitzung am 2 . März 1951 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Gewerbesteuerrechts 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

gez. Dr. Ehard 


Änderungsvorschläge 

des Deutschen Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gewerbesteuerrechts 


1. Im Artikel I § 1 Ziffer 2 wird hinter 
Ziffer 10 ein neuer Absatz 2 zum § 3 des 
Gewerbesteuergesetzes vom 1. Dezember 
1936 mit folgendem Wortlaut eingefügt; 

„(2) Die Steuer wird bei Kredit- 
genossenschaften, Zentralkassen sowie im 
Falle von Warenrückvergütungen nach 
Maßgabe der §§ 34 bis 36 der Verord- 
nung zur Durchführung des Körper- 
schaftsteuergesetzes vom 4, Juli 1949 
(WiGBl 1949 S. 183) ermäßigt.“ 


Begründung: 

Der Entwurf berücksichtigt in Artikel I 
§ 1 Ziffer 2 unter § 3 nur die landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften, Es erscheint 
aber erforderlich, auch die übrigen Ge- 
nossenschaften durch steuerliche Maßnah- 
men zu fördern. Mindestens muß diesen 
Genossenschaften und Zentralkassen auf 
dem Gebiete der Gewerbesteuer eine 
gleiche Steuervergünstigung gewährt wer- 
den, wie sie ihnen auf Grund der §§ 34 
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und 35 der Verordnung zur Durchführung 
des Körperschaftsteuergesetzes vom 4. Juli 
1949 gewährt wird. Die gleiche Regelung 
muß gemäß § 36 des angeführten Gesetzes 
für Warenrückvergütungen gelten. 

Würde man diese für die Kreditgenossen- 
schaften, Zentralkassen und für den Fall 
der Warenrückvergütung in der Durch- 
führungsverordnung vorgesehenen Steuer- 
vergünstigungen nicht berücksichtigen, 
würde man bei denselben Tatbeständen 
bezüglich der Körperschaftsteuer zu einem 
anderen Ergebnis kommen als bei der Ge- 
werbesteuer. Dieses Ergebnis wäre unbe- 
friedigend; es kann durch den vorgeschla- 
genen neuen Absatz 2 zu § 3 ausgeräumt 
werden. 

2. Im Artikel I § 1 Ziffer 4 wird dem § 6 
Absatz 2 folgender Satz angefügt: 

„Diese kann die nach Satz 2 zu erteilende 
Zustimmung auf die nach Landesrecht 
zuständige Behörde übertragen.“ 

Begründung: 

Die Delegation der Zustimmung auf die 
nach Landesrecht zuständige Behörde wird 
für notwendig gehalten, weil die Entschei- 
dung über die Erhebung der Lohnsummen- 
steuer nicht in jedem Einzelfall durch die 
oberste Gemeindeaufsichtsbehörde erfolgen 
kann. 

3. Im Artikel I § 1 Ziffer 17 sind im § 17 a 
Absatz 1 Zeile 4 die Worte „obersten Ge- 
meindeaufsichtsbehörde“ zu ersetzen durch 
„nach Landesrecht zuständigen Behörde“. 

Begründung: 

Auch hier soll die Möglichkeit einer Dele- 
gation der Zustimmungsbefugnis gegeben 
werden. 

4. Im Artikel I § 1 Ziffer 17 ist im § 17 a 
Absatz 4 Satz 2 zu streichen. 

Begründung: 

Eine Herabsetzung oder ein Verzicht auf 
eine beschlossene Mindeststeuer wird nicht 
für angängig gehalten. 


5. Im Artikel I § 1 Ziffer 23 erhält § 24 Ab- 
Satz 2 die folgende Fassung: 

„(2) Vergütungen sind vorbehaltlich 
der Absätze 3 bis 5 die Arbeitslöhne im 
Sinn des § 19 Absatz 1 Ziffer 1 des Ein- 
kommensteuergesetzes, soweit sie nicht 
durch andere Rechtsvorschriften von der 
Lohnsteuer befreit sind. Zuschläge für 
Mehrarbeit und für Sonntags-, Feiertags- 
und Nachtarbeit sowie Weihnachts- 
zuwendungen {Neujahrszuwendungen) 
gehören unbeschadet der einkommen- 
steuerlichen Behandlung zur Lohn- 
summe.“ 


Begründung: 

Die Änderung ist nötig, weil die Fassung 
des Entwurfs zu einer vom Gesetzgeber 
nicht beabsichtigten steuerlichen Begünsti- 
gung der Gewerbetreibenden führen würde. 

6. Im Artikel II § 3 Absatz 3 letzter Satz 
sind die Worte zu streichen „des Landes, 
in dessen Bereich sich die Leitung des 
Unternehmens befindet,“. 

Begründung: 

Diese Einengung wird nicht für angebracht 
gehalten. 

7. Im Artikel VI § 8 Absatz 3 Zeile 3 sind die 
Worte „durch Landesrecht“ zu streichen. 

Begründung: 

Diese Streichung ist notwendig, weil das 
Gewerbesteuergesetz auch durch Militär- 
regierungsgesetze geändert worden ist. 

8. Im Artikel VI § 8 Absatz 5 Ziffer 1 ist 
Buchstabe a zu streichen. 

Begründung: 

Das Gesetz über die Erhebung der Lohn- 
summensteuer durch die hessischen Ge- 
meinden ist bereits außer Kraft getreten. 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Vorschlägen des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes zur 

Änderung des Gewerbesteuerrechts 


Dem Änderungsvorschlag zu 1, der eine ent- 
sprechende Anwendung der §§ 34 bis 36 der 
Verordnung zur Durchführung des Körper- 
schaftsteuergesetzes in der Fassung vom 
28. Dezember 1950 (KStDV 1950, BGBl. 1951 
S. 38) vorsieht, kann nur im Grundsatz zu- 
gestimmt werden. Es wird dazu folgendes 
bemerkt: 

1. Nach §§ 34 und 35 KStDV 1950 wird die 
Körperschaftsteuer bei Kreditgenossen- 
schaften und Zentralkassen unter bestimm- 
ten Voraussetzungen auf ein Drittel er- 
mäßigt. Eine entsprechende Steuervergün- 
stigung bei der Gewerbesteuer kann nicht 
im § 3 des Gewerbesteuergesetzes (GewStG) 
vorgesehen werden, der die Steuerbefrei- 
ungen regelt. Sie gehört in die Tarifvor- 
schriften, und zwar in die Vorschrift des 
§11 GewStG, da sie sich — entsprechend 
den §§ 34 und 35 KStDV 1950, die sich auf 
eine Steuer vom Einkommen beziehen — 
auf die Gewerbesteuer (Meßbetrag) nach 
dem Gewerbeertrag beschränken muß. Es 
wird deshalb vorgeschlagen, im § 11 

GewStG vor dem bisher im Entwurf vor- 
gesehenen neuen Absatz 4, der nunmehr 
Absatz 5 wird^ den folgenden neuen Ab- 
satz 4 einzufügen; 

„(4) Bei Kreditgenossenschaften, die 
Kredite ausschließlich an ihre Mitglieder 
gewähren, ermäßigt sich die Steuermeß- 
zahl des Absatzes 2 Ziffer 2 auf ein 
Drittel. Das gleiche gilt für Zentral- 
kassen, wenn sie Kredite ausschließlich 
an ihre Mitglieder gewähren und sich auf 
ihre eigentlichen genossenschaftlichen 


Aufgaben beschränken, und zwar auch 
dann, wenn sie in Form einer Kapital- 
gesellschaft betrieben werden.“ 

Diese Regelung entspricht dem in der 
Praxis bisher geübten Verfahren, nach dem 
sich der Gewerbeertrag bei Kreditgenossen- 
schaften auf ein Drittel ermäßigte (vgl. 
Gewerbesteuer-Richtlinien für 1943 Ab- 
schnitt 9 zu § 3 GewStG, Reichssteuerblatt 
1944 S. 209). Damit dürfte auch der mit 
dem Vorschlag des Bundesrates verfolgte 
Zweck, soweit eine entsprechende Anwen- 
dung der §§ 34 und 35 KStDV 1950 erstrebt 
wird, erfüllt werden. 

2. Einer dem § 36 KStDV 1950 entsprechen- 
den Vorschrift bedarf es im Gewerbe- 
steuergesetz nicht. Nach § 7 GewStG ist 
Grundlage für den Gewerbeertrag der nach 
den körperschaftsteuerlichen Vorschriften 
zu ermittelnde Gewinn. Da die Warenrück- 
vergütungen bei der Ermittlung dieses Ge- 
winns abzugsfähig sind, mindern sie ohne 
weiteres auch den Gewerbeertrag. 

Durch den Änderungsvorschlag zu 5, nach 
dem Mehrarbeitszusdiläge und Weihnachts- 
zuwendungen (Neujahrszuwendungen) unbe- 
schadet der einkommensteuerlichen Behand- 
lung zur Lohnsumme gehören sollen, wird 
zwar der sonst strikt durchgeführte Grund- 
satz, daß lohnsteuerfreie Vergütungen nicht 
zur Lohnsumme gehören, durchbrochen. Es 
werden aber gegen den Änderungsvorschlag 
besondere Bedenken nicht erhoben. 

Den Änderungsvorschlägen zu 2 bis 4 und 
6 bis 8 wird zugestimmt. 
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